— 19 —— 


Preußiſche Geſetzſammlung 


— Nr. 5 —— 


(Jr. 10784.) Übereinkunft zwiſchen Preußen, Bayern, Baden und Heſſen wegen der Kanali— 
ſierung des Mains von Offenbach bis Aſchaffenburg. Vom 21. April 1906. 


Nachdem Seine Majeſtät der König von Preußen, Seine Königliche Hoheit 
Prinz Luitpold, des Königreichs Bayern Verweſer, im Namen Seiner Majeſtät 
des Königs, Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden und Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein für nützlich befunden 
haben, über die Kanaliſierung des Mains von Offenbach bis Aſchaffenburg gemein— 
ſchaftliche Beſtimmungen zu treffen, ſind, mit der erforderlichen Ermächtigung 
hierzu verſehen, und zwar: 
von Seiten Seiner Majeſtät des Königs von Preußen 
Allerhöchſtihr 
Unterſtaatsſekretär Dr. Holle, 
Wirklicher Geheimer Oberregierungsrat Peters, 
Geheimer Oberregierungsrat Szyskowitz, 
Geheimer Oberbaurat Roeder, 
Geheimer Oberfinanzrat Bonnenberg, 
Geheimer Finanzrat v. Baumbach, 
Geheimer Regierungsrat v. Bartſch, 
von Seiten Seiner Königlichen Hoheit Prinz Luitpold, des 
Königreichs Bayern Verweſer, 
Allerhöchſtihr 
Miniſterialrat v. Loft, 
Oberbaudirektor v. Sörgel, 
Miniſterialrat Brenner, 
Miniſterialrat und Kronanwalt Breunig, 
Oberregierungsrat Dr. Graßmann, 
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von Seiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Baden 
Allerhöchſtihr 
Geheimer Oberregierungsrat Straub, 
Legationsrat Dr. Heintze 
und 


von Seiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von 
Heſſen und bei Rhein 


Allerhöchſtihr 
Geheimer Staatsrat Krug von Nidda, 
Miniſterialrat Frhr. v. Biegeleben, 
Geheimer Oberbaurat Imroth, 
Miniſterialrat Dr. Uſinger 


uſammengetreten und haben vorbehaltlich Allerhöchſter Ratifikation nachſtehende 
Ube einkauf abgeſchloſſen: a 


Artikel J. 


1. Die Königlich Preußiſche und die Königlich Bayeriſche Regierung ſind 
übereingekommen, die von Koſtheim bis Offenbach bereits ausgeführte Kanali- 
ſierung des Mains nunmehr bis Aſchaffenburg fortzuſetzen, nach erfolgter Her— 
ſtellung der Kanaliſierungswerke deren Betrieb zu übernehmen ſowie dieſelben 
nebſt dem Fahrwaſſer auf dem kanaliſierten Strome zu unterhalten. Hierbei über: 
nimmt die Königlich Preußiſche Regierung die Kanaliſierung der Strecke Offen- 
bach Hanau und die Königlich Bayeriſche Regierung die Kanaliſierung der Strecke 
Hanau Aſchaffenburg.« 

2. Als Grenze für die beiderſeitigen Arbeitsgebiete wird die Eiſenbahnbrücke 
Hanau -Klein-Steinheim beſtimmt. i 

3. Die Großherzoglich Badiſche und die Großherzoglich Heſſiſche Regierung 
erteilen zur Ausführung des vorbezeichneten Unternehmens ihre Zuſtimmung. 

4. Die Fortſetzung der Kanaliſierung erfolgt in der Weiſe, daß das Fahr: 
waſſer eine Mindeſttiefe von 2,5 Meter erhält und daß die neuen Strecken auch 
im übrigen den unteren Strecken in bezug auf die zuläſſige Schiffsgröße nicht 
nachſtehen. ü 

5. Die Schleuſen ſollen fo verteilt werden, daß auf die Strecke Offenbach 
Hanau zwei und auf die Strecke Hanau-Aſchaffenburg vier Schleuſen treffen. 

Die Schleuſen und zugehörigen Wehre werden demnach an die nach— 
bezeichneten Ortſchaften zu liegen kommen: Mainkur, Keſſelſtadt, Krotzenburg, 
Großwelzheim, Kleinoſtheim und Mainaſchaff. 

6. Die Schleuſen ſollen eine Länge von 300 Meter (317,2 Meter von 
Drempelſpitze zu Drempelſpitze) mit einem mittleren Haupte zum Abſchluß einer 
für ſich allein zu benutzenden kleinen Kammer (won 100 Meter Länge) ſowie 


12 Meter Tor- und Sohlen-Breite erhalten. Die Schleuſenwände follen im 
Verhältniſſe von 1:1 geböſcht und mit tunlichſt glatter Oberfläche verſehen fein. 

7. Die Wehre erhalten Flutöffnungen und Schiffahrtsöffnungen, Floß⸗ 
ſchleuſen und Fiſchpäſſe. 

8. Die feſten Wehrrücken der Schiffahrtsöffnungen ſind ſo tief zu legen, 
daß die in der Übereinkunft vom 6. Februar 1846 vorgeſehene Mindeſttiefe über 
denſelben bei niedergelegtem Wehre vorhanden iſt. 

9. Dieſer Grundſatz hat im allgemeinen auch für die Oberdrempel der 
Schleuſen Anwendung zu finden; letztere können indeſſen bis zu 10 Zentimeter 
höher gelegt werden. 

10. Die Oberhäupter der Schleuſen werden nicht hochwaſſerfrei angelegt, 
fondern die Schleuſenoberkante gelangt nur auf 0,90 Meter über Oberwaſſer zur 
Ausführung. 

11. Die allgemeinen Projekte für die Fortſetzung der Kanaliſierung bis 
Aſchaffenburg find den Regierungen der vier Mainuferſtaaten behufs Einholung 
ihrer Zuſtimmung vorzulegen. 

12. Eine weſentliche Anderung der in Ausſicht genommenen Einrichtungen 
bedarf der Zuſtimmung ſämtlicher Mainuferſtaaten. 


Artikel II. ö 

1. Die Koſten der Herſtellung, des Betriebs und der Unterhaltung der 
Kanaliſierungsanlagen einſchließlich der Unterhaltung des Fahrwaſſers werden für 
die Strecke Offenbach Hanau von der Königlich Preußiſchen und für die Strecke 
Hanau Aſchaffenburg von der Königlich Bayeriſchen Regierung getragen. Jedoch 
erſtattet die Königlich Bayeriſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung 
die bei den Schleuſen von Mainkur und Keſſelſtadt durch Herſtellung der kleinen 
Kammern entſtehenden Mehrkoſten im feſten Betrage von 307 000 Mark. 

2. Die Herſtellung der für die Fortſetzung der Mainkanaliſierung er— 
forderlichen Anlagen auf fremdem Gebiete, deren Betrieb und Unterhaltung 
wird von den Territorialregierungen den unternehmenden Regierungen unter 
Zuſicherung möglichſten Entgegenkommens der Territorialbehörden geſtattet. Die 
landespolizeiliche Prüfung und Feſtſtellung der Einzelpläne leinſchließlich derjenigen 
für Brücken, Flußkorrektionen, Wege, Leinpfad- und Dammverlegungen, 
Veränderung der Landeſtellen uſw.) erfolgt jedoch nach Maßgabe der Geſetze und 
Verordnungen des Territorialſtaats. 

3. Auf der preußiſch⸗heſſiſchen Strecke von Hanau bis Kahl wird Betrieb 
und Unterhaltung durch die Königlich Preußiſche Regierung auf Rechnung der 
Königlich Bayeriſchen Regierung betätigt. | 


Artikel III. 
Inſoweit zur Ausführung der Kanaliſierung auf fremdem Gebiete die 
Erwerbung von Grundeigentum notwendig iſt, wird, wenn die Erwerbung tm 


Wege gütlicher Vereinbarung zwifchen der unternehmenden Regierung und den 
Beteiligten nicht zu erreichen ſein ſollte, das Enteignungsverfahren nach Maßgabe 
der Geſetze des Territorialſtaats in Anwendung kommen. 


Artikel IV. 

1. Inſoweit nicht ſchon geſetzlich eine Zuſtändigkeit der Gerichte des 
Territorialſtaats begründet iſt, verpflichten ſich die unternehmenden Regierungen, 
wegen aller Anſprüche privatrechtlicher Natur, welche in Veranlaſſung der 
Anlage, des Betriebs und der Verwaltung der auf fremdem Gebiete gelegenen 
Werke der Mainkanaliſierung gegen die unternehmenden Regierungen erhoben 
werden, bei den Gerichten des Territorialſtaats Recht zu nehmen. 

2. Die unternehmenden Regierungen ſind verpflichtet, wegen aller Schäden, 
welche durch die Anlage und den Betrieb der Kanaliſierungswerke, insbeſondere 
auch infolge Hebung des Waſſerſpiegels, durch Anſteigen des Grundwaſſers und 
Überſtauung Privaten, Gemeinden und Korporationen uſw. zugefügt werden 
ſollten, die Vertretung nach Maßgabe der im Territorialſtaate geltenden Geſetze 
zu übernehmen. Unter dieſe Beſtimmung fallen auch Anſprüche wegen Veränderung 
von Leinpfaden, Straßen und Landeſtellen ſowie wegen Beeinträchtigung von 
Fähranſtalten. 

Artikel V. 


Die Beſtimmung darüber, welche Arbeiten zum Zwecke der Unterhaltung 
der Kanaliſierungswerke und des Fahrwaſſers auszuführen ſind, ſteht für die 
Strecke Offenbach -Kahl der Königlich Preußiſchen und für die Strecke Kahl 
Aſchaffenburg der Königlich Bayeriſchen Regierung zu; die Wünſche der anderen 
Mainuferſtaaten ſollen dabei jedoch tunlichſt berückſichtigt werden. Auf der 
Strecke Hanau-Kahl hat die Königlich Preußiſche Regierung den Wünſchen der 
Königlich Bayeriſchen Regierung zu entſprechen. 


Artikel VI. 

Die Königlich Preußiſche und die Königlich Bayeriſche Regierung werden 
die Benutzung der neukanaliſierten Strecken zur Tauerei wie bisher geſtatten und 
werden Sorge tragen, daß die Kanaliſierungswerke in einer den Betrieb der 
Tauerei möglichſt wenig erſchwerenden Weiſe hergeſtellt werden. 


Artikel VII. 

Die unternehmenden Regierungen werden darauf Bedacht nehmen, daß 
der Verkehr der Flöße und Schiffe, einſchließlich der den Main regelmäßig 
befahrenden Dampfſchiffe, durch die zu errichtenden Kanaliſierungsanlagen möglichſt 
ungehemmt bleibe. 

Artikel VIII. 

Den Territorialſtaaten verbleibt in Anſehung der auf ihrem Gebiete 

gelegenen Stromſtrecken die Landeshoheit. 


Demgemäß find als Hoheitszeichen diejenigen des Staates anzuwenden, 
auf deſſen Gebiet die Hoheitszeichen errichtet werden. 


Artikel IX. 

1. Über die gewöhnliche und außergewöhnliche Schleuſenſperre ſowie über 
den Schiffs- und Floßverkehr auf den neukanaliſierten Stromſtrecken werden die 
erforderlichen Anordnungen von derjenigen Regierung, welche die Unterhaltung 
betätigt, im Einverſtändniſſe mit den Regierungen der anderen Mainuferſtaaten 
getroffen. Bevorzugungen irgend welcher Art bezüglich der Schiffahrt oder der 
Flößerei eines der beteiligten Staaten find dabei ausgeſchloſſen. 

2. Die gewöhnlichen Schleuſenſperren zu Ausbeſſerungszwecken ſollen 
möglichſt gleichzeitig und zwar tunlichſt im Winter vorgenommen werden. Für 
außergewöhnliche Schleuſenſperren in Notfällen genügt eine gleichzeitige Benach— 
richtigung der Uferſtaaten. 

3. Die Regierungen der Territorialſtaaten werden für die auf ihrem 
Gebiete gelegenen Stromſtrecken die gemäß Ziffer 1 getroffenen Anordnungen zur 
Nachachtung öffentlich verkündigen laſſen und deren Befolgung, ſoweit erforderlich, 
durch Erlaß entſprechender Strafbeſtimmungen tunlichſt ſicherſtellen. 


Artikel X. 


Die Konzeſſionierung von Waſſertriebwerken und ſonſtigen Waſſerbenutzungs— 
anlagen ſteht der Regierung des Territorialſtaats jeweils auf ihrem Gebiete zu; 
dieſelbe wird die Erteilung von Konzeſſionen verſagen, wenn die unternehmende 
Regierung im Intereſſe des Schiffahrtsbetriebs und der Flößerei auf der 
kanaliſierten Stromſtrecke gegründete Einwendungen dagegen erhebt. 


Artikel XI. 


Die Anſtellung, Beaufſichtigung und Diſziplinarbehandlung der Beamten 
für die Kanaliſierungsanlagen erfolgt je durch die Behörden der die Unterhaltung 
betätigenden Staaten und nach Maßgabe der Vorſchriften dieſer Staaten; im 
übrigen aber ſind dieſe Beamten den Geſetzen und Behörden des Staates unter— 
worfen, auf deſſen Gebiet ſie tätig ſind. 


Artikel XII. 


1. Die Handhabung der im Artikel IX bezeichneten Anordnungen inner— 
halb der auf fremdem Gebiete gelegenen Kanaliſierungsanlagen erfolgt je durch 
Beamte der die Unterhaltung betätigenden Staaten, welche von den zuſtändigen 
Territorialbehörden für die Ausübung dieſer Funktion in Pflicht zu nehmen ſind. 

2. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt jedoch den 
Organen des Territorialſtaats ob. Dieſelben werden den für die Kanaliſierungs— 
anlagen beſtellten Beamten auf deren Erſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 
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Artikel XIII. 

1. Der Beginn der Bauarbeiten bleibt inſolange aufgeſchoben, bis die 
Frage der Einführung von Schiffahrtsabgaben auf dem Rhein und dem Main 
im Einverſtändniſſe der vertragſchließenden Staaten geregelt iſt. Die vertrag— 
ſchließenden Staaten gehen davon aus, daß hierdurch ihrer NE zur 
Frage der Einführung der Schiffahrtsabgaben im Rheingebiet in keiner Weiſe 
vorgegriffen wird. 

2. Die Ausführung der Kanaliſierungswerke ſoll auf der Strecke Offen— 
bach Hanau innerhalb 3 Jahren und auf der Strecke Hanau - Aſchaffenburg 
innerhalb 5 Jahren nach Herbeiführung der im Abſ. 1 Satz! erwähnten Rege— 
lung vollendet ſein; doch können dieſe Termine durch Vereinbarung der beiden 
unternehmenden Regierungen beliebig verändert werden. 


Artikel XIV. 
Die Genehmigung der geſetzgebenden Körperſchaften bleibt, ſoweit ſolche 


erforderlich iſt, vorbehalten. 
Artikel XV. 
Die Ratifikationen dieſer Übereinkunft ſollen ſobald als möglich in Berlin 
ausgewechſelt werden. 
Deſſen zu Urkund iſt dieſe Übereinkunft vierfach ausgefertigt. 
So geſchehen und vollzogen Berlin, den 21. April 1906. 


Für Preußen: A Für Bayeru: 
Holle. 1 v. Löſſle. 

Peters. v. Sörgel. 

Szyskowitz. n Brenner. 

Roeder. . Breunig. 
Bonnenberg. Pop Dr. Graßmann. 
v. Baumbach. N72 manner 

v. Bartſch. N 
u Dane en Für Sehen: EN 

Straub. Krug von Nidda.“ 
Heintze. 1 47 Frhr. v. Biegeleben. 

* „ 


N pr Ufinger, 
9 
0 Der poeſteh tube Staatsvertrag iſt ratifiziert wäre as die Aubwechſclng 
der Raliſkationsurkunden en am 26. Novenaber. 8 in eee 3 
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